
 

17. Wahlperiode 12.03.2015 Drucksache 17/5753 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Dr. Sepp Dürr, Jürgen Mis-
tol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vielfalt und Staatsferne im ZDF-Fernsehrat  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich in den 
abschließenden Gesprächen zum 17. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag, die voraussichtlich am 25. März 
2015 stattfinden sollen, dafür einzusetzen, dass 

1. die vom Bundesverfassungsgericht verlangte 
Staatsferne in der Zusammensetzung der ZDF-
Aufsichtsgremien tatsächlich umgesetzt wird. Un-
mittelbare Vertreterinnen und Vertreter des Staa-
tes (Exekutive) dürfen nicht länger den Gremien 
angehören. 

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Lesben- 
und Schwulenverbands in Deutschland – LSVD 
e.V. in den Fernsehrat des ZDF direkt entsandt 
wird. 

3. Menschenrechtsverbände einen Sitz mit selbstän-
digem Entsendungsrecht im Fernsehrat erhalten. 

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Muslimin-
nen und Muslime in Deutschland in den Fernseh-
rat direkt entsandt wird. 

 

Begründung: 

Die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zu den Aufsichtsgremien des Zweiten Deutschen 
Fernsehens (ZDF) notwendige Neuaufstellung des 
Fernsehrats und des Verwaltungsrats soll durch den 
17. Rundfunkänderungsstaatsvertrag umgesetzt wer-
den. 

Die vom Bundesverfassungsgericht verlangte Staats-
ferne in der Zusammensetzung der ZDF-Aufsichts-
gremien ist im bisher vorliegenden Entwurf nur unzu-
reichend umgesetzt. Der Einfluss der Regierungsver-
treterinnen und -vertreter wird im vorliegenden Ent-
wurf nicht zurückgedrängt sondern auf Kosten der 
Parteienvertreterinnen sowie -vertreter und Abgeord-
neten zementiert. 

Die vorliegende Entwurfsfassung des 17. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrags sieht die Vertretung unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Gruppen vor. Diese ge-
sellschaftlichen Gruppen haben entweder ein selb-
ständiges Entsenderecht, wie zum Beispiel die beiden 
christlichen Kirchen, der Zentralrat der Juden oder der 
Bund der Vertriebenen, oder aber sie werden als Ver-
treterinnen oder Vertreter eines Bereiches von einem 
Bundesland indirekt benannt. 

Die Vielfalt unserer Gesellschaft muss sich in den 
Rundfunkaufsichtsgremien widerspiegeln. Aber auch 
über 50 Jahre nach Gründung des ZDF gibt es immer 
noch keine Vertreter oder Vertreterinnen der Gruppe 
der Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgender 
im ZDF-Fernsehrat – auch wenn dies in einer vorheri-
gen Entwurfsfassung des Staatsvertrags anderslau-
tend angekündigt wurde. Dies missachtet nicht nur 
diese gesellschaftliche Gruppe, damit wird eine Chan-
ce aus der Hand gegeben, den vorhandenen homo-
phoben Tendenzen in Deutschland entgegenzuwir-
ken. 

Auch die Gruppe der Menschenrechtsorganisationen 
findet trotz ihrer großen gesellschaftlichen Bedeutung 
im Fernsehrat keine Berücksichtigung. Diese Gruppen 
nicht einzubeziehen, aber anderen Gruppen eine 
gleichbleibende Platzanzahl zur Verfügung zu stellen 
ist u.E. nicht nachvollziehbar. 

Die Stellung der Musliminnen und Muslime ist hin-
sichtlich des Gremienzugangs zu überdenken. Als 
zahlenmäßig bedeutendster religiöser Minderheit ist 
ihnen bei der Besetzung des Fernsehrats strukturell 
die gleiche Stellung einzuräumen wie den Kirchen 
oder dem Zentralrat der Juden. 


